
cherungsrechtlichen Grunds�tzen47. Die gesetzliche Er-
stattungspflicht entf�llt jedoch, sofern sich die Aussch�t-
tung noch durch Aufl�sung freier R�cklagen decken l�sst
und die Gesellschafter die R�cklagenaufl�sung beschlie-
ßen48.

Musterformulierung

Die Gesellschafterversammlung ist jederzeit befugt49,
durch Beschluss mit einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen Gewinnvorsch�sse zu beschließen. Einer
Zwischenbilanz bedarf es hierf�r nicht. Die gesetz-
m�ßigen Voraussetzungen sind einzuhalten. Wurde
der Gewinnvorschuss zu Unrecht gezahlt, so sind die
zu Unrecht bezahlten Betr�ge ohne Zinsen unverz�g-
lich nach Feststellung des Jahresabschlusses zu erstat-
ten.

4. Zusammenfassung
In zahlreichen F�llen besteht ein Bedarf, zum Ausgleich
unterschiedlicher Interessen Regelungen �ber die Ver-

wendung des Jahresergebnisses zu treffen. Dabei geht es
meist um die Frage der Aussch�ttung oder Thesaurierung
der Gewinne. Es k�nnen auch leistungsbezogene Ver-
g�tungssysteme als Satzungsbestandteil vereinbart, ein-
zelne Gesellschafter ganz vom Gewinnbezugsrecht aus-
geschlossen oder phasenverschobene Gewinnaussch�t-
tungen beschlossen werden.

GmbH-Musterformulierungen

y Was kommt auf die Tagesordnung der Gesellschafterversammlung?
Ein Minderheitsverlangen und seine Durchsetzung

von RA Dr. Martin Pr�pper*

Minderheitsrechte eines Minderheitsgesellschafters ge-
gen�ber der Gesellschaft, sofern mindestens 10% des
Stammkapitals vertreten sind, werden vom GmbHG in
drei ausdr�cklich geregelte F�llen vorgesehen:

x Das Einberufungs- und Ank�ndigungsrecht (§50
GmbHG) gibt dem Minderheitsgesellschafter das
Recht auf Abhaltung einer Gesellschafterversamm-
lung mit einem bestimmten Tagesordnungspunkt.

x Das Aufl�sungsrecht (§61 GmbHG) gibt dem Min-
derheitsgesellschafter das Recht, die Aufl�sung der
Gesellschaft aus wichtigem Grund gerichtlich durch-
zusetzen.

x Die außerordentliche Liquidatorenbestellung
(§66 Abs.2 GmbHG) gibt dem Minderheitsgesell-
schafter das Recht, einen fehlenden Liquidator zu er-
nennen.

10% des Stammkapitals m�ssen als Minderheitsquo-
rum mindestens beisammen sein, um die Minderheits-
rechte auszu�ben. Dabei m�ssen die Gesch�ftsanteile zur
Erreichung der gesetzlichen Quote nicht s�mtlich in ei-
ner Hand liegen. Auch eine Gruppe von Gesellschaftern
kann sich zusammen schließen, um die erforderliche
10%-Grenze zu erreichen (K. Schmidt in Scholz,
GmbHG, 9.Aufl. 2002, §50 Rz.10). Beachten Sie: Alle

gesetzlichen Minderheitsrechte sind nicht zum Nachteil
der Minderheit satzungsdispositiv. Die 10%-Grenze
kann daher nicht mittels Satzung durch einen h�heren
Prozentsatz heraufgesetzt werden.
Das Minderheitsrecht der Einberufung und Ank�ndi-
gung (§50 GmbHG), welches das in der GmbH-Praxis
weitaus wichtigste ist und nachfolgend n�her dargestellt
werden soll, ist zweistufig ausgepr�gt (was auch aus der
folgenden Musterformulierungen erkennbar ist).
x Auf der ersten Stufe wird das Minderheitsverlangen

gegen�ber der Gesellschaft auf Einberufung einer
Gesellschafterversammlung mit einem bestimmten
Tagesordnungspunkt eingebracht (§50 Abs.1
GmbHG) oder – wenn hierzu bereits eingeladen ist –
auf Erg�nzung der Tagesordnung um eine bestimmte
zus�tzliche Beschlussvorlage (Abs.2).

x Auf der zweiten Stufe er�ffnet die Vorschrift dem
Minderheitsgesellschafter dann den Weg der Selbst-
hilfe auf Selbsteinladung bzw. Selbstank�ndigung
(§50 Abs.3 GmbHG).

47 Kallmeyer in GmbH-Handbuch, Rz. I 1235. Die Berufung auf
einen guten Glauben gem. §32 GmbHG oder Entreicherung
nach §818 Abs.3 BGB ist ausgeschlossen, Lutter/Hommel-
hoff, GmbHG, 16.Aufl., §29 Rz.46.

48 Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 16.Aufl., §29 Rz.46.
49 Ein schlichtes Entnahmerecht eines einzelnen Gesellschafters

sollte hingegen regelm�ßig nicht vorgesehen werden, da in ei-
nem solchen Fall die erhebliche Gefahr besteht, dass Entnah-
men unter Verstoß gegen das Kapitalerhaltungsverbot stattfin-
den, vgl. Tillmann/Winter, GmbH-Praktikum, 4.Aufl. 2004,
Rz. 186.

* Der Autor ist Mitarbeiter in der Kanzlei Ulrich Weber & Part-
ner GbR, K�ln.

150 GmbH-StB 5/2005Beitr�ge f�r die Beratungspraxis

GmbH-Musterformulierungen



Musterformulierung f�r ein Minderheitsverlangen
zur Aufnahme eines Tagesordnungspunktes

Adressat f�r das Verlangen des Minderheitsgesellschaf-
ters ist die Gesellschaft, vertreten durch die Gesch�fts-
f�hrer. Denn der Gesch�ftsf�hrer ist das gesetzlich vor-
gesehene Einberufungsorgan (§49 Abs.1 GmbHG). Ab-
weichend sind satzungsm�ßige Regelungen denkbar, wo-
nach ein Aufsichtsrat oder Beirat gleichermaßen zur Ein-
berufung befugt ist. In diesem Fall kann das Verlangen
auch an dieses Gremium gerichtet werden.

Die Berechtigung zur Einberufung einer Gesellschafter-
versammlung (§50 Abs.1 GmbHG) oder – wie bei ne-
benstehendem Muster – zur Aufnahme eines zus�tzli-
chen Tagesordnungspunktes nach §50 Abs.2 GmbHG
bei einer bereits anberaumten Gesellschafterversamm-
lung setzten voraus, dass mindestens 10% des Stamm-
kapitals (insgesamt) vertreten sind. Denkbar sind Sat-
zungsregelungen, mit denen das gesetzliche Mindestquo-
rum herabgesetzt wird, da dadurch eine Minderheit nur
beg�nstigt wird.

„Zweck und Gr�nde“ des Minderheitsverlangens m�s-
sen nach dem Wortlaut des Gesetzes angegeben werden.
Daher ist bei der Ank�ndigung eines Tagesordnungs-
punkts der Beschlussgegenstand hinreichend klar zu be-
zeichnen. Ein ausformulierter (w�rtlicher) Vorschlag zur
Beschlussfassung ist hingegen nicht n�tig (BGH v.
7.6.1993 – II ZR 81/92, GmbHR 1993, 497 [499]). Aus-
schlaggebend ist, dass alle Beteiligten wissen, worum es
geht und sich darauf vorbereiten k�nnen, in der Gesell-
schafterversammlung bestimmte Vorschl�ge zu machen
(OLG Braunschweig v. 17.1.1996 – 7 U 104/95, GmbHR
1996, 537 [538]). Dagegen ist eine pauschale Bezeich-
nung wie „�nderung der Gesch�ftsf�hrung“ als Tages-
ordnungspunkt unzureichend (LG K�ln v. 5.4.1991 – 90
0 245/90, GmbHR 1992, 809 [810]). Denn die Gesell-
schafter sollen sich anhand der in der Einberufung ent-
haltenen Informationen genau auf die Versammlung ein-
stellen k�nnen, so dass eine �berrumpelung ausgeschlos-
sen ist (Thelen, GmbHR 1992, 796). Zu betonen ist, dass
die Erg�nzung der Tagesordnung nicht mit einer beson-
deren Dringlichkeit der Sache begr�ndet werden muss
(Lutter/Hommelhoff, GmbHG, 16.Aufl. 2004, §50
Rz.6).

Als gesetzliche Mindestfrist ist die Drei-Tages-Frist des
§51 Abs.4 GmbHG zwischen Ank�ndigung und Gesell-
schafterversammlung zu beachten. Ist das Verlangen so
sp�t gestellt, dass die gesetzliche Mindestfrist nicht ein-
gehalten werden kann, wird die Ank�ndigungspflicht des
Gesch�ftsf�hrers nach §50 Abs.2 GmbHG nicht aus-
gel�st (K. Schmidt in Scholz, GmbHG, 9.Aufl. 2002,
§50 Rz.18). Zu achten ist zudem auf satzungsm�ßig ver-
l�ngerte Ladungs- und Ank�ndigungsfristen.

Per Einschreiben
Schmitz GmbH
– Gesch�ftsf�hrung –

Aufnahme eines zus�tzlichen Tagesordnungspunk-
tes bei der Gesellschafterversammlung am
30.9.2005

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich beziehe mich auf Ihre Einladung zur Gesellschaf-
terversammlung am 30.9.2005. Bekanntlich halte ich
10 % des Stammkapitals der Schmitz GmbH. Gem�ß
der angek�ndigte Tagesordnung sollen auf der anste-
henden außerordentlichen Gesellschafterversammlung
bislang drei Tagesordnungspunkte behandelt und be-
schlossen werden. Ich vermisse allerdings einen Ta-
gesordnungspunkt zu Herrn Gesch�ftsf�hrer Peter
Meyer und dessen Amtsf�hrung.

Ich beantrage daher gem�ß § 50 Abs. 2 GmbHG er-
g�nzend die Aufnahme von folgendem zus�tzlichen
Tagesordnungspunkt als Beschlussvorlage:

Top 4: Beschluss �ber die Abberufung und fristlose
K�ndigung von Herrn Peter M�ller als Gesch�ftsf�h-
rer der Gesellschaft

Die durch den Sonderpr�fungsbericht der Wirtschafts-
pr�fer aktuell festgestellten M�ngel in der Amtsf�h-
rung von Herrn Gesch�ftsf�hrer Peter Meyer im abge-
laufenen Wirtschaftsjahr schließen eine Fortsetzung
seiner T�tigkeit aus.

Ich gehe davon aus, dass die erforderliche Mehrheit
mit meinem Vorschlag einverstanden ist, da Herr M�l-
ler aufgrund seiner dienstvertraglichen Pflichtverlet-
zungen als Gesch�ftsf�hrer nicht mehr tragbar ist.

Es bedarf keiner unmittelbaren Neuernennung eines
Gesch�ftsf�hrers an Stelle des abzuberufenden Herrn
M�ller, da mit Herrn Meier ein weiterer Gesch�ftsf�h-
rer im Amt ist und bleibt. Nach der Satzung der
Schmitz GmbH bedarf es nicht zwingend der Bestel-
lung von zwei Gesch�ftsf�hrern.

Ich bitte aufgrund der zeitlichen N�he zur anstehen-
den Gesellschafterversammlung um unverz�gliche
Befolgung meines Verlangens und Benachrichtigung,
sobald Sie meinem Antrag entsprochen haben.

Mit freundlichen Gr�ßen
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Musterformulierung zur Selbstank�ndigung eines Ta-
gesordnungspunktes durch eine Minderheit

Ein Recht zur Selbsthilfe steht dem Minderheitsgesell-
schafter zu, wenn die Gesch�ftsf�hrung das Minderheits-
verlangen nicht befolgt (§50 Abs.3 GmbHG). Die
Selbstank�ndigung eines Tagesordnungspunktes hat
durch Einschreiben zu erfolgen (§51 Abs.1 GmbHG)
und ist gegen�ber allen �brigen Gesellschaftern vor-
zunehmen (§50 Abs.3 GmbHG). Ausreichend ist eine
Ank�ndigung zu H�nden eines Bevollm�chtigten, wenn
dessen Vollmacht auch zum Empfang der Einladung be-
fugt. N�tigenfalls kann per einstweiliger Verf�gung eine
Adressliste der Gesellschafter vom Gesch�ftsf�hrer
hierzu herausverlangt werden (vgl. Schopp, GmbHR
1976, 129). Beachten Sie: Ein Selbsthilferecht steht dem
Gesellschafter allerdings dann nicht zu, wenn der Ge-
sch�ftsf�hrer noch nicht endg�ltig die Einberufung abge-
lehnt oder bei unklarem Verhalten eine vorherige Stel-
lungnahme angefordert hat (KG Berlin v. 4.3.1997 – 14
U 6988/96, GmbHR 1997, 1001). Da die Selbstank�ndi-
gung „unter Mitteilung des Sachverh�ltnisses“ zu erfol-
gen hat, ist den �brigen Gesellschaftern der Hintergrund
darzustellen. Im nebenstehenden Muster wird diese Mit-
teilungspflicht zu den Fakten mit der Bezugnahme auf
das erfolglose Minderheitsverlangen gegen�ber der Ge-
sch�ftsf�hrung und dessen Inhalt erf�llt. Bei der Aus-
�bung des Selbsthilferechtes gilt weiterhin die Drei-Ta-
ges-Frist des §51 Abs.4 GmbHG.

Heilbar sind M�ngel der Ank�ndigung gem�ß §51
Abs.3 GmbHG durch Vollversammlungsbeschluss, wo-
bei r�geloses Einlassung zum Tagesordnungspunkt zur
Heilung f�hrt. Dabei ist gleichg�ltig, ob die (�brigen)
Gesellschafter bei der Behandlung des entsprechenden
Tagesordnungspunktes gegen den Beschlussvorschlag
stimmen oder sich der Stimme enthalten. Denn die Hei-
lung der Fristverletzung tritt bereits durch r�gelose Ein-
lassen auf den Tagesordnungspunkt ein, vgl. Thelen,
GmbHR 1992, 796 (797) m.w.N.

Per Einschreiben
An die
Gesellschafter der Schmitz GmbH

Selbstank�ndigung eines weiteren Tagesordnungs-
punktes

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit anliegend beigef�gtem Schreiben habe ich die Ge-
sch�ftsf�hrung unserer Gesellschaft aufgefordert, an-
l�sslich der Gesellschafterversammlung am 30.9.2005
einen weiteren Tagesordnungspunkt aufzunehmen.
Mein Schreiben, auf welches ich inhaltlich verweise,
ist bisher nicht beantwortet worden.

Ich k�ndige daher selber gem�ß § 50 Abs. 3 GmbHG
form- und fristgerecht diesen Tagesordnungspunkt er-
g�nzend zu der Tagesordnung an, welche Ihnen be-
reits durch das Einladungsschreiben der Gesch�ftsf�h-
rung f�r die Gesellschafterversammlung am 30.9.2005
�bersandt worden ist.

Die Begr�ndung und den Zweck meiner Selbstank�n-
digung entnehmen Sie bitte meinem Minderheitsver-
langen an die Gesch�ftsf�hrung, welches ohne Beach-
tung blieb.

Mit freundlichen Gr�ßen

Anlage: Kopie des Minderheitsverlangens

Literaturempfehlungen

von Steuerberater Dipl.-Finw. Thomas Brinkmeier, K�ln

y „Zuzug“ einer ausl�ndischen
Kapitalgesellschaft nach Deutschland

Zum Beitrag von Paul Forst in EStB 2005, 113

Das Praxisproblem: Durch die Entscheidung des EuGH
v. 30.9.2003 – Rs. C-167/01, GmbHR 2003 sind ausl�n-
dische Kapitalgesellschaften in Deutschland auf dem
Vormarsch, allen voran die englische Limited (Ltd.).

Der neue Literatur-Ansatz: Der Autor nennt zun�chst
die Beweggr�nde f�r den Einsatz einer ausl�ndischen
Kapitalgesellschaft:

x schnellere und kosteng�nstige Gr�ndung,
x keine umfangreichen Regelungen zur Kapitalauf-

bringung und -erhaltung,
x weitgehende Vermeidung der pers�nlichen Haftung

der Gesellschafter.
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